Deutscher Bundestag 
12. Wahlperiode 


Drucksache 12/7678 


25. 04. 94 


Sachgebiet 424 


Bericht 

des Haushaltsausschusses (8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsordnung 


zu dem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
— Drucksachen 12/5280, 12/7634 — 

Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Patentgebührengesetzes 


Bericht der Abgeordneten Dr. Konstanze Wegner, Michael von Schmude 
und Dr. Wolfgang Weng (Gerlingen) 


Mit dem Gesetzentwurf ist beabsichtigt, durch eine 
lineare Erhöhung der Gebühren des Deutschen 
Patentamtes um 20 v. H. und des Bundespatentge- 
richts um 50 v. H. Mehreinnahmen zu erzielen und 
somit bestehende Defizite zu vermindern; diese 
Gebührenerhöhung wird die erste seit 1976 sein. Von 
dieser Erhöhung sollen die Gebühren ausgenommen 
werden, die erst in den letzten Jahren neu eingeführt 
worden sind. 

Ferner berücksichtigt der Gesetzentwurf die beson- 
dere Situation der Einzel erfind er und der Unterneh- 
men in den neuen Bundesländern. Für diesen Nutzer- 
kreis soll das neue Gebührensystem insgesamt für drei 
Jahre, gerechnet vom Inkrafttreten des Gesetzes an, 
ausgesetzt werden. Mit dem Gesetzentwurf soll dar- 
über hinaus erstmalig eine Gebühr für den Einspruch 
gegen ein Patent vorgesehen werden. 

Der Gesetzentwurf sieht eine Vollkostendeckung 
nicht vor. Vielmehr hat das Bundesrmnisterium*der 
Justiz eine Kommission eingesetzt, die die bestehen- 
den Regelungen umfassend überarbeiten und Vor- 
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schlage zur grundsätzlichen Neugestaltung der 
Gebührenstrukturen und des Systems der Finanzie- 
rung erarbeiten soll. 

Der Gesetzentwurf sieht in den Jahren 1994 bis 1997 
Mehreinnahmen des Bundes in Höhe von ca. 160 Mil- 
lionen DM vor. Der Haushaltsplan des Bundes für 
1994 hat die Erhöhung bereits bei den Einnahmen in 
den Kapiteln 07 07 und 07 10 berücksichtigt. 

Die öffentlichen Haushalte der Länder und Gemein- 
den werden von der Gebührenänderung nicht 
berührt. 

Die Finanzplanung des Bundes für die Folgejahre ist 
entsprechend fortzuschreiben. 

Der Gesetzentwurf ist mit der Haushaltslage des 
Bundes vereinbar. 

Dieser Bericht wird unter dem Vorbehalt erteilt, daß 
der federführende Rechtsausschuß keine Änderun- 
gen mit wesentlichen haushaltsmäßigen Auswirkun- 
gen empfiehlt. 
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